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IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Mag. Dr. NIEDERWIMMER als Vorsitzenden und den Richter Mag.
Dr. STEININGER und den fachkundigen Laienrichter Mag. SOMMERHUBER als Beisitzer Gber die Beschwerde von XXXX,
geb. XXXX, gegen den Bescheid des Sozialministeriumservice, Landesstelle XXXX , vom 24.05.2018, OB:

XXXX, in nichtoffentlicher Sitzung zu Recht erkannt:
A)

Die Beschwerde wird gemal § 28 Abs. 1 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBI. | Nr. 33/2013 idgF iVm §
1 Abs. 2,840 Abs. 1,841 Abs. 1,842 Abs. 1 und 2, 8 43 Abs. 1, 8 45 Abs. 1 und 2, § 47 Bundesbehindertengesetz (BBG),
BGBI. Nr. 283/1990 als unbegrindet abgewiesen und dartber hinaus festgestellt, dass der Gesamtgrad der
Behinderung 30 v.H. betragt.

B)

Die Revision ist gemal Art 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG),BGBI. Nr. 1/1930 idgF, nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

07.02.2018 - Antrag der beschwerdefihrenden Partei ("bP") auf Ausstellung eines Behindertenpasses beim
Sozialministeriumservice, Landesstelle XXXX (belangte Behdrde, "bB")

17.04.2018 - Erstellung eines allgemeinmedizinischen Sachverstandigengutachtens, Gesamtgrad der Behinderung 30
V.H.
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19.04.2018 - Parteiengehor, keine Stellungnahme der bP
24.05.2018 - Bescheid der bB, Abweisung des Antrages, GdB 30 v.H.
03.07.2018 - Beschwerde der bP und Befundvorlage

15.09.2018 - Erstellung eines allgemeinmedizinischen Sachverstandigengutachtens, Gesamtgrad der Behinderung 30
v.H.

11.10.2018 - Beschwerdevorlage am BVwG

07.11.2018 - Parteiengehor / keine Stellungnahme der bP

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

1.0. Feststellungen (Sachverhalt):

Die bP ist 6sterreichische Staatsburgerin und an der im Akt ersichtlichen XXXX Adresse wohnhaft.

Am 07.02.2018 stellte die bP unter Vorlage von Befunden einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses.

Ein im Auftrag der bB am 17.04.2018 nach der Einschatzungsverordnung erstelltes Sachverstandigengutachten einer
Allgemeinmedizinerin weist nachfolgendes Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung auf:

"1 Chronisch lymphatische Leukamie ED Juli 2017

keine Beschwerdesymptomatik, keine Allgemeinsymptome, keine Progredienz, regelmafliige Verlaufskontrollen
Hamatoonkologie LKH XXXX

Pos.Nr. 10.03.07 GdB 30%

2 Bewegungseinschrankung linkes Sprunggelenk, sinngemal bei Z.n. Fractura metatarsale 2-4 links am 24.8.17, Z.n.
Unterschenkelgips, anhaltender Belastungsschmerz und endlagige Bewegungseinschrankung, Vollbelastung moglich,
keine Motorische oder sensible Ausfallssymptomatik, eine Stufe Uber dem unteren Rahmensatz da noch Schwellung
und Hyperpigmentierung li. Vorful3 nach oberflachlicher Hautnekrose;

Pos.Nr. 02.05.32 GdB 20%

3 Nicht insulinpflichtiger Diabetes mellitus

stabil unter oraler Kombinationstherapie

Pos.Nr. 09.02.01 GdB 20%

4 sgm. Koronare Herzerkrankung - ohne néhere Angabe, Hypertonie

Hypertonie stabil bei Kombinationstherapie, keine Angina pectoris Symptomatik angefthrt;
Pos.Nr. 05.05.01 GdB 20%

Gesamtgrad der Behinderung 30 v. H.

Begrundung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

FUhrend ist das Leiden Nummer 1 mit 30 %. Die Leiden Nummer 2,3 und 4 steigern wegen Geringfugigkeit nicht weiter.
Somit ergibt sich ein Gesamtgrad der Behinderung von 30 %.

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

Rissquetschwunde linker Ellenbogen - bland verheilt."

Mit Schreiben der bB vom 19.04.2018 wurde die bP vom Ergebnis der Beweisaufnahme in Kenntnis gesetzt, eine
Stellungnahme ist nicht ergangen.

Mit Bescheid vom 24.05.2018 wies die bB unter Zugrundelegung des Sachverstandigengutachtens den Antrag der bP
ab, da sie mit einem Grad der Behinderung von 30 v.H. die Voraussetzungen fur die Ausstellung eines
Behindertenpasses nicht erfulle.



In ihrer dagegen am 03.07.2018 erhobenen Beschwerde gab die bP, dass sich ihr Gesundheitszustand seit der letzten
Begutachtung weiter verschlechtert habe. Aufgrund der bereits diagnostizierten Leukamieerkrankung hatten sich ihre
Blutwerte weiter verschlechtert, weshalb sie sehr leicht erschépft sei. Bei einer kérperlichen Belastung schwitze sie
leicht und leide wiederholt an Ubelkeit. Diese sei alles auf ihre Leukdmieerkrankung zuriickzufiihren. Unrichtig sei,
dass eine Vollbelastung ihres Beines bereits mdglich sei. Eine 3-3,5 stindige Belastung fUhre zu einer starken
Schwellung, die Uber mehrere Tage anhalte. Damit seien auch starke Schmerzen verbunden. Morgens sei eine
Belastung des betroffenen Beines generell nur mit starken Schmerzen maoglich. Sie stelle den Antrag, das BVvwG moge
den angefochtenen Bescheid aufheben und dahingehend abandern, dass eine Minderung der Erwerbsfahigkeit von
zumindest 50% festgestellt, der Behindertenpass ausgestellt und eine mundliche Verhandlung durchgefihrt werde.

Aktuelle Befunde wurden beigebracht.

In der Folge wurde im Auftrag der bB im Zuge des Beschwerdevorentscheidungsverfahrens am 15.09.2018 ein weiteres

allgemeinmedizinisches Sachverstandigengutachten erstellt, das nachfolgenden relevanten Inhalt aufweist:
Anamnese:
Vorgutachten von 4/2018: GdB 30%

es bestinde chronische Leukamie, Lymphknoten seien befallen, zuletzt 30000 Leukozyten, vor Jahren Arbeitsunfall am
Mittelful3 links, wurde nicht operiert, das sei der Fehler gewesen, der linke Ful3 sei verformt, kénne nicht drauftreten,

habe auch Zucker
Derzeitige Beschwerden:

Zucker sei stabil, fallt rasch runter, dann Schwitzen, schwitzt allgemein schnell, FuBbeschwerden, Ubergewicht mache

auch Probleme, Gehstrecke ungeféhr 1-1,5 km, dann wiirden Atemprobleme auftreten
Behandlung(en) / Medikamente / Hilfsmittel:
es liegt keine arztlich bestatigte Medikamentenliste vor,

Medikamente werden aus Handy abgelesen, anamnestisch: Bisoprilol 10, Candesartan 16712,5 Atorvastatin 40, Synardi
12,5/1000

Sozialanamnese:

Kraftfahrer, derzeit krankgeschrieben, verheiratet, 2 Kinder (3 und 7 Jahre), bewohnt Wohnung /Erdgeschoss
Zusammenfassung relevanter Befunde (inkl. Datumsangabe):

Vorgutachten von 4/2018: GdB 30%

Auszug Krankengeschichte Reha- XXXX von 2018, Diagnosen: Fract. MT 2-4 sin. - T93.2 RQW Ellbogen li.
Adipositas per magna Art. hypertonie DM

Koronare Herzkrankheit Leukocytose unklarer Atiologie -

Internist. Befund von 3/2018: Metabolisches Syndrom

morbide Adipostas, BMI 42,6

Komb Hyperlipidamie
Diabetes Typ 2, HbA1c 6,9
Hamatologischer Befund (2018):

es bestatigt sich die CLL, diese CD 38 negativ, FISH ohne Hochrisikoabberation, somit prognostisch glnstig
einzustufen. Sonographisch zeigen sich cervikal vergrofRerte LK bis 2 cm. Insgesamt ergibt sich keine



Therapieindikation. Kontrolle in 3 Monaten vereinbart. Gegen einen bariatrischen Eingriff aus hamatologischer Sicht
kein KI.

Laborbefund von 6/2018: Ery, HB stabil, Leukozyten: 31,4 Beschwerde gegen Letztbescheid
Untersuchungsbefund:

Allgemeinzustand:

gut

Erndhrungszustand:

gut

GrofRe: 178,00 cm Gewicht: 140,00 kg Blutdruck: 125/70

Klinischer Status - Fachstatus:

Sicht-Gehor normal, Sprache normal, Ausziehen-Anziehen selbststandig, HT rein rhythmisch, cardial kompensiert,

Vesicularatmen,
Abdomen weich, kein Druckschmerz, adipds

WS: Kinn-Jugulumabstand 3 ¢cm, HWS altersentsprechend beweglich, WS insgesamt im Lot, keine sicheren Paresen,
BWS-LWS: Beweglichkeit altersentsprechend, FBA: ca. 20 cm

Obere Extremitaten: freie Abduktion vollstéandig, Kreuzgriff-Nackengriff méglich, Faustschluss vollstandig,

Untere Extremitaten: Hiften und Kniegelenke im Liegen frei beweglich, beide Flsse morphologisch kaum auffallig,
subjektiv Reizzustand plantar tber Képfschen metatarsale 5 links, Fersenstand beiderseits moglich,-Zehenspitzenstand

rechts moglich, links rudimentar, Einbeinstand bds. moéglich

Gesamtmobilitat - Gangbild:

sicher aufrecht raumgreifend ohne Gehbhilfe, ztigig, kein Schonhinken

Status Psychicus:

allseits orientiert, kein Hinweis auf ausgepragte Storung in Stimmung oder Antrieb
Ergebnis der durchgefihrten Begutachtung:

Bezeichnung der korperlichen, geistigen oder sinnesbedingten Funktions-einschrankungen, welche voraussichtlich
langer als sechs

Monate andauern werden:
Begrindung der Positionsnummer und des Rahmensatzes: 1 Chronische lymphatische Leukamie

hamatologischer Fachbefund vorliegend, guter Allgemeinzustand, adipdser Ernahrungszustand, keine spezifische
Therapie, Leukozyten im Laborbefund von 6/2018 erhoht, rotes Blutbild stabil, dem Vorgutachten folgend Pos.Nr.
10.03.07 GdB 30%

2 Beschwerden am linken Fuld nach Metatarsalfraktur links

Auszug Reha-bericht von 1/2018 vorliegend, kein aktueller orthopadischer Fachbefund vorliegend, klinisch leichte
Funktionseinschrankungen, Gangbild kaum auffallig, Gehstrecke anamnestisch ca. 1-1,5 km, dem Vorgutachten
folgend Pos.Nr. 02.05.32 GdB 20%

3 Nicht insulinpflichtiger Diabetes mellitus

unter medikamentdser Therapie ausreichend eingestellt, kein Hinweis auf Instabilitdt, Hbal zuletzt 6,9; dem
Vorgutachten folgend Pos.Nr. 09.02.01 GdB 20%

4 Koronare Herzkrankheit sg., Hypertonie

kein aktueller cardiologischer Fachbefund vorliegend, klinisch zum Untersuchungszeitpunkt cardial kompensiert,
spezifische Therapie nicht objektivierbar, anamnestisch medikamentdse Kombinationstherapie, Blutdruck ausreichend
eingestellt, dem Vorgutachten folgend



Pos.Nr. 05.05.01 GdB 20%

Gesamtgrad der Behinderung 30 v. H.

Begrindung fur den Gesamtgrad der Behinderung:

Fihrende Funktionseinschrankung Nummer 1, wird durch Nummer 2 -4 nicht erhéht, weil zu gering

Folgende beantragten bzw. in den zugrunde gelegten Unterlagen diagnostizierten Gesundheitsschadigungen erreichen
keinen Grad der Behinderung:

RiRquetschwunde am linken Ellenbogen, Adipositas, Hyperlipidamie
Stellungnahme zu gesundheitlichen Anderungen im Vergleich zum Vorgutachten:
keine Veranderung objektivierbar

Begriindung fiir die Anderung des Gesamtgrades der Behinderung:

entfallt

n

Nach Beschwerdevorlage am BVwG wurde der bP das Ergebnis der durchgefiihrten Begutachtung mit Schreiben des
BVwG vom 07.11.2018 zur Kenntnis gebracht, eine Stellungnahme ist bis dato nicht eingelangt.

2.0. Beweiswurdigung:
2.1. Zum Verfahrensgang:

Der oben unter Punkt I. angefiihrte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unzweifelhaften und unbestrittenen
Akteninhalt der vorgelegten Verwaltungsakten der bB und des vorliegenden Gerichtsaktes des
Bundesverwaltungsgerichtes.

Der oben unter Punkt I.1. festgestellte Sachverhalt beruht auf den Ergebnissen des vom erkennenden Gericht auf
Grund der vorliegenden Akten durchgefiihrten Ermittlungsverfahrens.

Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich durch Einsicht in das zentrale Melderegister

sowie die sonstigen relevanten Unterlagen.

2.2. Aufgrund des vorliegenden Verwaltungsaktes ist das ho. Gericht in der Lage, sich vom entscheidungsrelevanten
Sachverhalt im Rahmen der freien Beweiswurdigung ein ausreichendes und abgerundetes Bild zu machen. Die freie
Beweiswirdigung ist ein Denkprozess der den Regeln der Logik zu folgen hat und im Ergebnis zu einer
Wahrscheinlichkeitsbeurteilung eines bestimmten historisch-empirischen Sachverhalts, also von Tatsachen, fiihrt. Der
Verwaltungsgerichtshof fuhrt dazu prazisierend aus, dass eine Tatsache in freier Beweiswurdigung nur dann als
erwiesen angenommen werden darf, wenn die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens ausreichende und sichere
Anhaltspunkte fir eine derartige Schlussfolgerung liefern (VWGH 28.09.1978, Zahl 1013, 1015/76). Hauer/Leukauf,
Handbuch des ¢sterreichischen Verwaltungsverfahrens,

5. Auflage, 8 45 AVG, E 50, Seite 305, fihren beispielsweise in Zitierung des Urteils des Obersten Gerichtshofs vom
29.02.1987, Zahl13 Os 17/87, aus: "Die aus der gewissenhaften Prifung aller fir und wider vorgebrachten
Beweismittel gewonnene freie Uberzeugung der Tatrichter wird durch eine hypothetisch denkbare andere
Geschehensvariante nicht ausgeschlossen. Muss doch dort, wo ein Beweisobjekt der Untersuchung mit den Methoden
einer Naturwissenschaft oder unmittelbar einer mathematischen Zergliederung nicht zuganglich ist, dem Richter ein
empirisch-historischer Beweis genlgen. Im gedanklichen Bereich der Empirie vermag daher eine héchste, ja auch eine
(nur) hohe Wahrscheinlichkeit die Uberzeugung von der Richtigkeit der wahrscheinlichen Tatsache zu begriinden, (...)".
Vergleiche dazu auch VwGH vom 18.06.2014, Ra 2014/01/0032.

Nach der standigen Judikatur des VwGH muss ein Sachverstandigengutachten einen Befund und das eigentliche
Gutachten im engeren Sinn enthalten. Der Befund ist die vom Sachverstandigen - wenn auch unter Zuhilfenahme
wissenschaftlicher Feststellungsmethoden - vorgenommene Tatsachenfeststellung. Die Schlussfolgerungen des
Sachverstandigen aus dem Befund, zu deren Gewinnung er seine besonderen Fachkenntnisse und Erfahrungen
benétigt, bilden das Gutachten im engeren Sinn. Eine sachverstindige AuRerung, die sich in der Abgabe eines Urteiles
(eines Gutachtens im engeren Sinn) erschopft, aber weder die Tatsachen, auf die sich dieses Urteil griindet, noch die
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Art, wie diese Tatsachen ermittelt wurden, erkennen lasst, ist mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als
Beweismittel unbrauchbar; die Behérde, die eine so geartete AuRerung ihrer Entscheidung zugrunde legt, wird ihrer
Pflicht zur Erhebung und Feststellung des maligeblichen Sachverhaltes (8 37 AVG) nicht gerecht (VwWGH vom
17.02.2004, GZ 2002/06/0151).

Das im Verfahren vor der bB eingeholte medizinische Sachverstandigengutachten zum Grad der Behinderung bedarf
nach der Rsp des VwGH (vom 21.06.2017, Ra 2017/11/0040) einer ausreichenden, auf die vorgelegten Befunde
eingehenden und die Rahmensatze der Einschatzungsverordnung vergleichenden (vgl. zu den diesbezuglichen
Anforderungen das hg. Erkenntnis vom 08.07.2015, Ra 2015/11/0036) Begrindung.

Unter dem Blickwinkel der Judikatur der Hochstgerichte, insbesondere der zitierten Entscheidungen, ist das im Zuge
des Beschwerdevorentscheidungsverfahren eingeholte Sachverstandigengutachten schlissig, nachvollziehbar und
weist keine Widerspriche auf.

Wie bereits im Gutachten vom 17.04.2018 festgestellt, betragt der Gesamtgrad der Behinderung 30 v.H., welcher sich
aus denselben Funktionseinschrankungen, denselben dafur gewahlten Positionsnummern und dem jeweils selben
Grad der Behinderung ergibt. Da die Einschatzungen identisch sind, ergibt sich daher seit der letzten Begutachtung
keine Anderung.

Die neu vorgelegten Befunde fanden im Gutachten Berlcksichtigung, wurden zur Kenntnis genommen und gewdurdigt,
ergaben jedoch keine Anderung in der getroffenen Einschatzung.

Nach Wirdigung des erkennenden Gerichtes erfullt das eingeholte allgemeinmedizinische Gutachten auch die an ein
arztliches Sachverstandigengutachten gestellten Anforderungen.

Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf den im Rahmen der persénlichen Untersuchungen eingehend
erhobenen klinischen Befunden, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Die im Zuge der Beschwerde vorgelegten Beweismittel stehen nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten
Sachverstandigenbeweises.

In dem angeflhrten Gutachten wurde vom Sachverstandigen auf die Art der Leiden und deren Ausmal3, sowie die
vorgelegten Befunde der bP eingegangen.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der drztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch.

Es erfolgte eine hinreichende Auseinandersetzung mit den Beeintrachtigungen der bP, die eine nachvollziehbare
Einschatzung und Beurteilung durch den Sachverstandigen ermaoglichte.

Aufgrund der beigebrachten Befunde wurde das Beweisverfahren neu eréffnet und ein neues Gutachten eingeholt.
Dieses kam in Ubereinstimmung mit dem ersten Gutachten zu dem Ergebnis, dass ein Grad der Behinderung von 30
v.H. vorliegt.

Nach der Rsp des VWGH (vgl. z.B. VwGH vom 11.07.2006,2001/12/0194) kann ein mit den Erfahrungen des Lebens und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch stehendes Gutachten eines (Amts-)Sachverstandigen in seiner Beweiskraft nur
durch ein gleichwertiges Gutachten, somit auf gleicher fachlicher Ebene (durch Einholung eines Gutachtens eines
Privatsachverstandigen), bekampft werden. Widerspriiche zu den Erfahrungen des Lebens und zu den Denkgesetzen,
sowie zu den von der sich erst herausbildenden Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes akzeptierten
Bewertungen kdnnen aber auch ohne sachverstandige Untermauerung aufgezeigt werden. Auch Hinweisen auf die
Ergdnzungsbedurftigkeit des Gutachtens muss nachgegangen werden. Da das dem gegenstandlichen Verfahren
zugrundeliegenden Gutachten mit den Erfahrungen des Lebens und den Denkgesetzen nicht im Widerspruch steht
und das Gutachten nicht erganzungsbedurftig ist, wird dieses als schlUssig und nachvollziehbar der Entscheidung des
Gerichts zugrunde gelegt.

Hat eine Partei grundlegende Bedenken gegen ein arztliches Gutachten, dann ist es nach Ansicht des VwWGH an ihr
gelegen, auf gleichem fachlichen Niveau diesem entgegenzutreten oder unter Anbietung von tauglichen Beweismitteln
darzutun, dass die Aussagen des arztlichen Sachverstandigen mit dem Stand der medizinischen Forschung und
Erkenntnis nicht vereinbar sind (VwGH vom 20.10.1978, 1353/78).

Dies ist der bP, wie oben ausgefihrt, nicht gelungen, da zwar die neu vorgelegten Befunde eine erneute
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Beweisaufnahme nach sich zogen, doch kam auch dieses Gutachten zum Schluss, dass ein Grad der Behinderung von
30 v.H. vorliegt. Eine Anderung des Gesamtgrades der Behinderung ergibt sich, wie der Allgemeinmediziner ausfiihrt,
aus dem Beschwerdevorbringen sowie der neuen Befundkonstellation nicht.

Es lag daher kein Grund vor, von den schlUssigen, widerspruchsfreien und nachvollziehbaren Ausfihrungen des
Sachverstandigen abzugehen.

Das Sachverstandigengutachten wurde im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswlrdigung der Entscheidung
des Gerichtes zu Grunde gelegt.

Gemal diesem Gutachten ist folglich von einem Gesamtgrad der Behinderung von 30 v.H. auszugehen.
3.0. Rechtliche Beurteilung:
3.1. Entscheidungsrelevante Rechtsgrundlagen:

Bundesverfassungsgesetz B-VG, BGBI. Nr. 1/1930 idgF

Bundesbehindertengesetz BBG, BGBI. Nr. 283/1990 idgF

Verordnung des Bundesministers fir Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz Uber die Ausstellung von
Behindertenpassen und von Parkausweisen, BGBI. Il Nr. 495/2013idgF

Einschatzungsverordnung, BGBI. Il Nr. 261/2010idgF

Bundesverwaltungsgerichtsgesetz BVwWGG, BGBI. | Nr. 10/2013 idgF

Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz VwGVG, BGBI. | Nr. 33/2013 idgF

Verwaltungsgerichtshofgesetz VwGG, BGBI. Nr. 10/1985 idgF

Nachfolgende Bestimmungen beziehen sich auf die im Pkt. 3.1. angeflhrten Rechtsgrundlagen in der jeweils geltenden
Fassung.

3.2. Gemald Art. 130 Abs 1 B-VG erkennen die Verwaltungsgerichte tber Beschwerden
1. gegen den Bescheid einer Verwaltungsbehdrde wegen Rechtswidrigkeit; ...

GemaR &8 6 BVWGG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder
Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist.

Gemald § 45 Abs. 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem
Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.

Gemal § 45 Abs. 2 BBG ist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal} Abs 1 nicht stattgegeben
oder der Pass eingezogen wird.

GemalR§& 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

GemaR § 45 Abs. 4 BBG hat bei Senatsentscheidungen in Verfahren gemal3 Abs 3 eine Vertreterin oder ein Vertreter
der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung als fachkundige Laienrichterin oder fachkundiger
Laienrichter mitzuwirken. Die fachkundigen Laienrichterinnen oder Laienrichter (Ersatzmitglieder) haben fir die
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jeweiligen Agenden die erforderliche Qualifikation (insbesondere Fachkunde im Bereich des Sozialrechts) aufzuweisen.

Gemal 8 45 Abs. 5 BBG entsendet die im 8 10 Abs. 1 Z 6 des BBG genannte Vereinigung die Vertreterin oder den
Vertreter der Interessenvertretung der Menschen mit Behinderung. Hinsichtlich der Aufteilung des
Nominierungsrechtes auf gleichartige Vereinigungen ist § 10 Abs 2 des BBG anzuwenden. Fur jede Vertreterin und
jeden Vertreter ist jeweils auch die erforderliche Anzahl von Ersatzmitgliedern zu entsenden.

In Anwendung des Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG iVm8 45 Abs 3 BBG wird die Zustandigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes
in der zugrundeliegenden Beschwerdeangelegenheit begriindet und fallt die Entscheidung der gegenstandlichen
Rechtssache jenem Richtersenat zu, der unter BerUcksichtigung der zitierten Bestimmungen in der Geschaftsverteilung
des Bundesverwaltungsgerichtes dafur vorgesehen ist. Der erkennende Senat ist daher in diesem
Beschwerdeverfahren zustandig.

3.3. GemalR8 17 VWGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren Gber
Beschwerden gemaf3 Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der 88 1 bis 5 sowie des IV. Teiles,
die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBI. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG,
BGBI. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG,BGBI. Nr. 29/1984, und im Ubrigen jene
verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemal anzuwenden, die die Behdrde in
dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden
gehabt hatte.

Gemal § 27 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustandigkeit der Behdrde
gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der
Erklarung Gber den Umfang der Anfechtung (§8 9 Abs 3) zu Gberprifen.

GemaR § 9 Abs 1 VWGVG hat die Beschwerde zu enthalten:

1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides, der angefochtenen AuslUbung unmittelbarer
verwaltungsbehordlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder der angefochtenen Weisung,

2. die Bezeichnung der belangten Behdrde,

3. die Grunde, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stitzt,

4. das Begehren und

5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde rechtzeitig eingebracht ist.

GemalR § 28 Abs. 1 VWGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurlickzuweisen oder das
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

GemalR § 28 Abs 2 VWGVG hat das Verwaltungsgericht Uber Beschwerden gemal Art. 130 Abs 1 Z 1 B-VG dann in der
Sache selbst zu entscheiden, wenn der maBgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des malgeblichen
Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen
Kostenersparnis verbunden ist.

Bezugnehmend auf die zitierten Bestimmungen waren die unter Pkt. 3.1. im Generellen und die unter Pkt. 3.2 ff im
Speziellen angefuhrten Rechtsgrundlagen fiir dieses Verfahren in Anwendung zu bringen.

3.4. GemaR § 1 Abs 1 BBG soll Behinderten und von konkreter Behinderung bedrohten Menschen durch die in diesem
Bundesgesetz vorgesehenen MalRnahmen die bestmdgliche Teilnahme am gesellschaftlichen Leben gesichert werden.

GemdalR§ 1 Abs 2 BBG ist unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes die Auswirkung einer nicht nur
vorubergehenden kérperlichen, geistigen oder psychischen

Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am
Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich
sechs Monaten.

Gemal § 40 Abs 1 BBG ist behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewdhnlichem Aufenthalt im Inland und einem
Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfahigkeit von mindestens 50% auf Antrag vom Bundesamt fir
Soziales und Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpass auszustellen, wenn
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1. ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfahigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch
Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invaliditat, Berufsunfahigkeit, Dienstunfahigkeit oder dauernder
Erwerbsunfadhigkeit Geldleistungen beziehen oder

3. sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein Pflegegeld, eine Pflegezulage, eine Blindenzulage oder eine gleichartige
Leistung erhalten oder

4. fir sie erhdhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhéhte Familienbeihilfe beziehen oder

5. sie dem Personenkreis der begtinstigten Behinderten im Sinne des Behinderteneinstellungsgesetzes,BGBI. Nr.
22/1970, angehdren.

Gemal 8 40 Abs 2 BBG ist behinderten Menschen, die nicht dem im Abs 1 angeflihrten Personenkreis angehdren, ein
Behindertenpass auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen auf Grund von
Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermachtigt ist.

GemalR 8 41 Abs 1 BBG gilt als Nachweis fur das Vorliegen der im 8 40 genannten Voraussetzungen der letzte
rechtskraftige Bescheid eines Rehabilitationstragers (8 3), ein rechtskraftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits-
und Sozialgerichtsgesetz, BGBI. Nr. 104/1985, ein rechtskraftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die
Mitteilung Uber die Gewahrung der erhéhten Familienbeihilfe gemald § 8 Abs 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967, BGBI. Nr. 376.

Das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der
Einschatzungsverordnung (BGBI. Il Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von arztlichen Sachverstandigen einzuschatzen,

wenn

1. nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefur

mafgebenden Vorschriften keine Einschatzung vorsehen oder

2. zwei oder mehr Einschatzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschatzung

vorgenommen wurde oder
3. ein Fall des § 40 Abs 2 vorliegt.

Gemal} § 41 Abs 2 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung ohne Durchfiihrung eines Ermittlungsverfahrens zurickzuweisen,
wenn seit der letzten rechtskraftigen Entscheidung noch kein Jahr vergangen ist. Dies gilt nicht, wenn eine

offenkundige Anderung einer Funktionsbeeintrachtigung glaubhaft geltend gemacht wird.

GemaR§ 42 Abs 1 BBG hat der Behindertenpass den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das
Geburtsdatum, eine allfallige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung
der Erwerbsfahigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem
Nachweis von Rechten und Vergtinstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zuldssig. Die

Eintragung ist vom Bundesamt fiir Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen.

GemiaR§ 42 Abs 2 BBG ist der Behindertenpass unbefristet auszustellen, wenn keine Anderung in den

Voraussetzungen zu erwarten ist.

Gemal 8 43 Abs 1 BBG hat das Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen, sofern Anderungen eintreten, durch
die behordliche Eintragungen im Behindertenpass beruhrt werden, erforderlichenfalls einen neuen Behindertenpass

auszustellen. Bei Wegfall der Voraussetzungen ist der Behindertenpass einzuziehen.

GemalR § 43 Abs 2 BBG ist der Besitzer des Behindertenpasses verpflichtet, dem Bundesamt fur Soziales und
Behindertenwesen binnen vier Wochen jede Anderung anzuzeigen, durch die behérdliche Eintragungen im
Behindertenpass berthrt werden, und Uber Aufforderung dem Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen den

Behindertenpass vorzulegen.

GemaR § 45 Abs 1 BBG sind Antrage auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung
oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung unter Anschluss der erforderlichen Nachweise bei dem

Bundesamt fur Soziales und Behindertenwesen einzubringen.
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Gemal} § 45 Abs 2 BBGiist ein Bescheid nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemal’ Abs 1 nicht stattgegeben, das
Verfahren eingestellt (841 Abs 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
Bescheidcharakter zu.

GemalR 8 47 BBG ist der Bundesminister flr Arbeit und Soziales ermdachtigt, mit Verordnung die naheren
Bestimmungen Uber den nach § 40 auszustellenden Behindertenpass und damit verbundene Berechtigungen
festzusetzen.

Gemal 8 1 der Einschatzungsverordnung ist unter Behinderung die Auswirkung einer nicht nur vortibergehenden
korperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu
verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft, insbesondere am allgemeinen Erwerbsleben, zu

erschweren. Als nicht nur vortbergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten.

Gemal § 2 Abs 1 leg cit sind die Auswirkungen der Funktionsbeeintrachtigungen als Grad der Behinderung zu
beurteilen. Der Grad der Behinderung wird nach Art und Schwere der Funktionsbeeintrachtigung in festen Satzen oder
Rahmensatzen in der Anlage der Einschatzungsverordnung festgelegt. Die Anlage bildet einen Bestandteil dieser

Verordnung.

Gemal} 8 2 Abs 2 leg cit ist bei Auswirkungen von Funktionsbeeintrachtigungen, die nicht in der Anlage angefuhrt sind,

der Grad der Behinderung in Analogie zu vergleichbaren Funktionsbeeintrachtigungen festzulegen.

Gemal § 2 Abs 3 leg cit ist der Grad der Behinderung nach durch zehn teilbaren Hundertsatzen festzustellen. Ein um
fanf geringerer Grad der Behinderung wird von ihnen mit umfasst. Das Ergebnis der Einschatzung innerhalb eines

Rahmensatzes ist zu begrinden.

Gemal? 8 3 Abs 1 leg cit ist eine Einschatzung des Gesamtgrades der Behinderung dann vorzunehmen, wenn mehrere
Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen. Bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung sind die einzelnen
Werte der Funktionsbeeintrachtigungen nicht zu addieren. MaBgebend sind die Auswirkungen der einzelnen
Funktionsbeeintrachtigungen in ihrer Gesamtheit unter Berlcksichtigung ihrer wechselseitigen Beziehungen

zueinander.

Gemall § 3 Abs 2 leg cit ist bei der Ermittlung des Gesamtgrades der Behinderung zunachst von jener
Funktionsbeeintrachtigung auszugehen, fur die der héchste Wert festgestellt wurde. In der Folge ist zu prifen, ob und
inwieweit dieser durch die weiteren Funktionsbeeintrachtigungen erhéht wird. Gesundheitsschadigungen mit einem
Ausmald von weniger als 20 vH sind auller Betracht zu lassen, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im
Zusammenwirken mit einer anderen Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht.

Bei Uberschneidungen von Funktionsbeeintréchtigungen ist grundsatzlich vom héheren Grad der Behinderung

auszugehen.

Gemal? 8 3 Abs 3 leg cit liegt eine wechselseitige Beeinflussung der Funktionsbeeintrachtigungen, die geeignet ist, eine
Erhéhung des Grades der Behinderung zu bewirken, vor, wenn

sich eine Funktionsbeeintrachtigung auf eine andere besonders nachteilig auswirkt,

zwei oder mehrere Funktionsbeeintrachtigungen vorliegen, die gemeinsam zu einer wesentlichen

Funktionsbeeintrachtigung fuhren.

Gemald § 3 Abs 4 leg cit ist eine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung dann gegeben, wenn das Gesamtbild der
Behinderung eine andere Beurteilung gerechtfertigt erscheinen lasst, als die einzelnen Funktionsbeeintrachtigungen

alleine.

Gemal’ 8 4 Abs 1 leg cit bildet die Grundlage fur die Einschatzung des Grades der Behinderung die Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen im kdrperlichen, geistigen, psychischen Bereich oder in der Sinneswahrnehmung in Form
eines arztlichen Sachverstandigengutachtens. Erforderlichenfalls sind Experten aus anderen Fachbereichen -
beispielsweise Psychologen - zur ganzheitlichen Beurteilung heran zu ziehen.

Gemal? § 4 Abs 2 leg cit hat das Gutachten neben den persdnlichen Daten die Anamnese, den Untersuchungsbefund,
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die Diagnosen, die Einschatzung des Grades der Behinderung, eine Begrundung fur die Einschatzung des Grades der
Behinderung innerhalb eines Rahmensatzes sowie die Erstellung des Gesamtgrades der Behinderung und dessen
Begrindung zu enthalten.

Nach der standigen Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes hat die Gesamtbeurteilung mehrerer Leidenszustande
nicht im Wege einer Addition der aus den Richtsatzpositionen sich ergebenden Hundertsatze der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zu erfolgen, sondern nach den Grundsatzen des 8 3 der genannten Richtsatzverordnung. Nach dieser
Bestimmung ist dann, wenn mehrere Leiden zusammentreffen, bei der Einschatzung der Minderung der
Erwerbsfahigkeit zunachst von der Gesundheitsschadigung auszugehen, die die hoéchste Minderung der
Erwerbsfahigkeit verursacht. Sodann ist zu prifen, ob und inwieweit der durch die Gesamteinschatzung zu erfassende
Leidenszustand infolge des Zusammenwirkens aller zu berticksichtigenden Gesundheitsschadigungen eine hdhere
Einschatzung der Minderung der Erwerbsfahigkeit rechtfertigt, wobei im Falle der Beurteilung nach dem BEinstG
gemal § 27 Abs 1 dieses Gesetzes Gesundheitsschadigungen mit einem Ausmald von weniger als 20 v H. auBer
Betracht zu lassen sind, sofern eine solche Gesundheitsschadigung im Zusammenwirken mit einer anderen
Gesundheitsschadigung keine wesentliche Funktionsbeeintrachtigung verursacht (u.a. VwGH vom 24.09.2003,
2003/11/0032; VWGH vom 21.08.2014, Ro 2014/11/0023-7).

Weiters wird in dem Gutachten auch festgestellt, dass die Behinderung iSd§ 1 Abs 2 BBG mehr als 6 Monate gegeben

sein wird.
Das erstellte Gutachten erfiillt auch die im § 4 Einschatzungsverordnung normierten Voraussetzungen.

Das Sachverstandigengutachten wurde im oben beschriebenen Umfang in freier Beweiswirdigung der Entscheidung
des Gerichtes zu Grunde gelegt.

3.5. Gemal? § 24 Abs 1 VwWGVG hat das Verwaltungsgericht auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts
wegen eine 6ffentliche mindliche Verhandlung durchzufuhren.

Gemald § 24 Abs 2 VwGVGkann die Verhandlung entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zuriickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Ausiibung unmittelbarer verwaltungsbehdérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fur rechtswidrig zu erkldren ist oder

2. die Saumnisbeschwerde zuriickzuweisen oder abzuweisen ist.

Gemald § 24 Abs 3 VWGVG hat der Beschwerdefiihrer die Durchfiihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im
Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen
nicht Gbersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfihrung
einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurliickgezogen werden.

GemaR & 24 Abs 4 VwWGVG kann, soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, das
Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen,
dass die mindliche Erdrterung eine weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der
Verhandlung weder Art. 6 Abs 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr.
210/1958, noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389
entgegenstehen.

GemaR & 24 Abs 5 VwWGVG kann das Verwaltungsgericht von der Durchfihrung (Fortsetzung) einer Verhandlung
absehen, wenn die Parteien ausdricklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der
(fortgesetzten) Verhandlung erklart werden.

Nach Ansicht des Verfassungsgerichtshofes steht das Unterbleiben einer mindlichen Verhandlung in Fallen, in denen
der Sachverhalt aus der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklart erscheint oder sich aus den Ermittlungen
zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen tatsachenwidrig ist, im Einklang mit Art. 47 Abs 2 GRC, wenn zuvor bereits ein
Verwaltungsverfahren stattgefunden hat, in dessen Rahmen Parteiengehdr gewdhrt wurde. Hat die
beschwerdeflihrende Partei hingegen bestimmte Umstadnde oder Fragen bereits vor der bB releviert oder sind solche
erst nachtraglich bekannt geworden, ist die Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung erforderlich, wenn die von
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der beschwerdefihrenden Partei bereits im Verwaltungsverfahren oder in der Beschwerde aufgeworfenen Fragen -
allenfalls mit ergédnzenden Erhebungen - nicht aus den Verwaltungsakten beantwortet werden kdnnen, und
insbesondere, wenn der Sachverhalt zu erganzen oder die Beweiswurdigung mangelhaft ist (VfGH 14.03.2012, U
466/11-18, U 1836/11-13).

Unter Berucksichtigung der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur vergleichbaren Regelung des8 67d AVG
(vgl. VWGH vom 24.4.2003, 2002/07/0076) wird die Durchfihrung der Verhandlung damit ins pflichtgemal3e Ermessen
des Verwaltungsgerichts gestellt, wobei die Wendung "wenn es dies fir erforderlich halt" schon iSd rechtsstaatlichen
Prinzips nach objektiven Kriterien zu interpretieren sein wird (vgl. VWGH vom 20.12.2005, 2005/05/0017). In diesem
Sinne ist eine Verhandlung als erforderlich anzusehen, wenn es nach Art. 6 MRK bzw. Art. 47 Abs 2 GRC geboten ist,
wobei gemaR Rechtsprechung des VfGH der Umfang der Garantien und des Schutzes der Bestimmungen ident sind.

Nach der Rechtsprechung des EGMR ist das Sozialrecht auf Grund seiner technischen Natur und der dadurch
oftmaligen Notwendigkeit, Sachverstandige beizuziehen, als gerade dazu pradestiniert, nicht in allen Fdllen eine
mundliche Verhandlung durchzufthren (vgl. Eriksson

v. Sweden, EGMR 12.4.2012; Schuler-Zgraggen v. Switzerland, EGMR 24.6.1993)

Im Erkenntnis vom 18.01.2005, GZ2002/05/1519, nimmt auch der Verwaltungsgerichtshof auf die diesbezlgliche
Rechtsprechung des EGMR (Hinweis Hofbauer v. Osterreich, EGMR 2.9.2004) Bezug, wonach ein mundliches Verfahren
verzichtbar erscheint, wenn ein Sachverhalt in erster Linie durch seine technische Natur gekennzeichnet ist. Dartber
hinaus erkennt er bei Vorliegen eines ausreichend geklarten Sachverhalts das Bedurfnis der nationalen Behérden nach
zweckmaliger und wirtschaftlicher Vorgangsweise an, welches das Absehen von einer mindlichen Verhandlung
gestatte (vgl. VwGH vom 04.03.2008, 2005/05/0304).

In seiner Entscheidung Tusnovics, 07.03.2017, 24.719/12 hat der EGMR ausgesprochen, dass

insbesondere in Verfahren in denen es nur um rechtliche oder sehr technische Fragen geht, den Anforderungen des
Artikel 6 MRK auch ohne mundliche Verhandlung Rechnung getragen werden kann. Da es sich beim Recht auf eine
offentliche Verhandlung (auch vor der einzigen Gerichtsinstanz) um kein absolutes Recht handelt, kann dessen Entfall
durch auBergewdhnliche Umsténde gerechtfertigt sein.

Das gilt besonders dann, wenn die Tatfrage nicht bestritten und das Gericht lediglich Uber Rechtsfragen zu
entscheiden hat, die nicht besonders komplex sind. Dies wird etwa wie in der zitierten Entscheidung dann der Fall sein,
wenn die festgestellten Tatsachen im gesamten Verfahren nicht bestritten wurden, eine einschlagige standige
Rechtsprechung besteht und der Bf (die bP) keine rechtlichen oder faktischen Fragen aufgeworfen hat, die die
Durchfiihrung einer miundlichen Verhandlung erforderlich gemacht hatten.

Der VWGH hat in seinem Erkenntnis vom 21.06.2017, Ra 2017/11/0040 ausgesprochen, dass die Einschatzung des
Grades der Behinderung auf Grundlage eines medizinischen Sachverstandigengutachtens keine Frage blof3 technischer
Natur ist (vgl. das hg. Erkenntnis vom 25.05.2016, Ra 2016/11/0057). Sowohl dabei als auch bei der Beurteilung, ob die
gesundheitlichen Einschrankungen des Betroffenen die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel unzumutbar erscheinen
lassen, ist nach der hg. Judikatur wegen des fur die Entscheidungsfindung wesentlichen persénlichen Eindrucks von
der Person des Antragstellers grundsatzlich eine mundliche Verhandlung geboten (vgl. die hg. Erkenntnisse vom
08.07.2015, Ra 2015/11/0036, vom 21.04.2016, Ra 2016/11/0018, vom 25.05.2016, Ra 2016/11/0057, und vom
16.08.2016, Ra 2016/11/0013).

Unter Bezugnahme auf die zitierte Judikatur der Hochstgerichte sowie Heranziehung der vorliegenden Akten als auch
des festgestellten Sachverhaltes und der daraus resultierenden Ermittlungsergebnisse und unter Beachtung der
Beschwerde der bP wurde nach sorgfaltiger Abwagung von der Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung iSd § 24
Abs 4 VWGVG Abstand genommen. Dies begriindet sich u.a. aus dem Umstand, dass eine mindliche Erérterung keine
weitere Klarung der Rechtsfrage erwarten lasst und auch der festgestellte Sachverhalt nicht erganzungsbedurftig
scheint. Weiteres besteht auch keine zwingende gesetzliche Bestimmung, die das Bundesverwaltungsgericht
verpflichtet, in der anhangigen Beschwerdesache eine mindliche Verhandlung durchzufthren.

In diesem Zusammenhang wird auch auf das Erk. des VwGH vom 27.9.2013, ZI.2012/05/0213 verwiesen ("...Im Ubrigen
lassen die Schriftsatze der Parteien des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens u


https://www.jusline.at/gesetz/avg/paragraf/67d
https://www.jusline.at/entscheidung/43515
https://www.jusline.at/entscheidung/33821
https://www.jusline.at/entscheidung/37242
https://www.jusline.at/entscheidung/26624
https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/24
https://www.jusline.at/entscheidung/534602

Quelle: Bundesverwaltungsgericht BVwg, https://www.bvwg.gv.at
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